DanigerDampfboot 


N 214. 


Sonnabend, den 13. September. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 


Abonnementspreis hier in der Expedition 


— Portechaiſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


1862. 


32 ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 9 Pfge, 


werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: A. Retemeper's Centr.⸗Ztgs.⸗ u. Annonc.⸗Bür. 
In 0 aueh: 10 80 
In : Heinr übner und E. en. 
In — rm Frankfurt a./ M. . 


enſteink Vogler. 


Telegrapbiſche Depeſchen. 


Weimar, 12. September. 
Die Verſammlung deutſcher Volksvertreter iſt end- 
giltig hier auf den 28. September ausgeſchrieben 
worden. Fries bildet bierſelbſt ein Vorberathungs⸗ 
Comité aus jetzigen und ehemaligen Volksvertretern. 
Turin, Freitag, 12. Sept. 
Das Gerücht von einer neuen Anleihe ermangelt der 
Beſtätigung. Das Gerücht von einer bevorſtehenden 
Amneſtie gewinnt an Wahrſcheinlichkeit. 
Paris, Donnerſtag 11. Sept. 
Die Journale enthalten das Gerücht, daß die allge⸗ 
meinen Wahlen zur Legislativen Ende October ſtatt— 
finden werden. 
London, 12. September. 
Der berühmte Chirurg Profeſſor Patridge iſt nach 
Spezzia abgereiſt, um ſeine Dienſte Garibaldi anzu⸗ 
bieten. In Eugland iſt eine Eubjcription eröffnet, 
die Koſten zu decken. 


Landtag. 
Haus der Abgeordueten. 


Berlin, 11. Sepiemver. 1 

In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenbauſes 
ftand die Berathung des Etats der Milliär- Verwaltung 
pro 1862 auf der Tagesordnung. Ver der Eröffnung 
der General» Diecuifion nimmt der Fanzminiſter das 
Wort, um die Stellung des Ministeriums zu der Bud 
get⸗ und Militairfrage darzulegen; die Erklärung, welche 
bereits im Auszuge als Depeſche von uns mitgetheilt iſt, 
lautet wörtlich: 8 

Die Staatsregierung kann bei der großen Wichtig⸗ 
keit des Gegenſtandes, über welchen die Berathung be⸗ 
vorſtett, nicht unterlaſſen, vor dem Eintritt in die Dis- 
cuſſion ibre Anſichten dem hohen Hauſe näher darzulegen. 

Die Nethwendigkeit einer durchgreifenden Reform 
der Heeres-Organuiſation iſt in den früheren, Dieien Ge— 
genſtand betreffenden Vorlagen ausfübrlich dargelegt 
worden. Es wird daher genügen, bier nur hervorzuhe⸗ 
ben, daß nach den bei den letzten Mobilmachungen 
gemachten Erfahrungen, nach den Wahrnehmungen über 
den Gang und die Natur der Kriege der neueſten Zeit 
und nach den veränderten pelitiſchen Verhältniſſen, cs 
als eine unabweislich gebeieue Pflicht erſchien, Elutich⸗ 
tungen ins Leben zu rufen, durch welche die Kriegsrüch⸗ 
ligkeit und die Kriegsbereiiſchaft des Heeres im Jutereſſe 
der Sicherheit und Unabhängigkeit des Landes dauernd 
erhöht werden. Es kam im Weſeutlichen darauf an, durch 
die cenſcguente Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
den Friedeusetat des ſiehenden Heeres eniſprechend zu er- 
böhen, dagegen die Landwehr in ihren Dienſtverpflich⸗ 
tungen zu erleichtern x , h 

Die Wngejtattung des Heeres in dieſem Sinne, über 
welche dem Landtage in der Seſſten ven 1860 Vorlagen 
gemacht waren, fand in ihrem weſentlichen Grundzedan, 
ten allgemeine Anerkennung; in einigen B. ziehungen 
ſtieß fie dagegen auf Widerspruch, was zur Folge haue, 
daß die damals gemachten Geichesvorlagen nicht zum 
Abſchluß kamen. Der Regierung wurde jedoch auf ihren 
Autrag zue cinſtweiligen Auftechterhaltung und Ven vel. 
ſtändigung der Kriegetereiiſchaft als Proviſorium für die 
Zeit vom 1. Mai 1860 bis 30. Juni 1861 ein xtraor- 
dinairer Kredit ven 9 Millionen Thalern bewilligt, mit 
welchen fir, wie es in dem betreffeuden Commiſſious⸗ 
berichte heißt, „nach keſtem Exmeſſen, innerhalb der Schrau- 
ken der seitherigen Geſeze — auf der Unterlage des von 
ihr vorgelegten Cialis und mit ſorgfalniger Erwägung 
der bei Berathung deſſelten zur Erösterung gekemmenen 
Bedenken — wirthſchaften sollte.“ Die defisitive Rege⸗ 
lung wurde einer neuen Berathung mit der Landegoer⸗ 
tretung rorbehalten. det 

Für das Jahr 1801 wurden demnächſt die Mittel 
für die Rrorgauiſatien der Armee durch den Etat, und 
zwar dauernd, in Auſpruch genenumen, indem die Stagis⸗ 
regierung daven ausging, daß die neue Orgauiſaliou 
mit den benchenden gie chen Beniamaungen, deu Ge⸗ 
bp wem 3. September 1814 über die Berpfictung zum 
Aliegedieuſte, völlig im Eintlauz stehe. Dieſe Aufjajjung 


wurde indeſſen vom Landtage nicht getheilt, vielmehr in 
mehreren Beziehungen für erforderlich erachtet, daß die 
Heeres-Organiſation durch ein neues Geſetz geregelt werde. 
Um dieſer Anſicht Ausdruck zu geben, wurde der weitere 
Bedarf für die Aufrechthaltung der Kriegsbereiiſchaft im 
Extraordinarium des Eiats für 1861 bewilligt und in 
einer Reſelution ausgeſprochen, daß die Regierung, falls 
fie die zur Reorgauiſation der Armee ergriffenen Maß⸗ 
regeln aufrecht zu erbalten beabſichtige, verpflichtet 
bleibe, ſpäleſtens dem nächſten Landtage ein Geſetz Be⸗ 
hufs Abänderung des Geſetzes dem 3. September 1814 
vorzulegen. Ä 

Um über die Abſichten der Staatsregierung nicht 
den mindeſten Zweifel zu laſſen, bat bald darauf, als 
dieſer Beſchluß gefaßt war, der Finanzminiſter in der 
Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 4. Juni 1861 
erklärt: 

„Bei der Diecuſſion über die Militärfrage in dieſem 
Haufe jei, wie er glaube, von allen Seiten conſtatirt 
worden, daß, wie man auch über dieſe Frage denken 
möge, doch die Abſicht nicht dahin gehe, mit dem 1. Januar 
1862 mit einem Male den früheren Zuſtand wieder ber⸗ 
zuſtellen und die Zahl von 117 Batagillonen ohne Wei- 
tees aufzulöſen ꝛc. — und fo bleite in der That nichts 
übrig, als daß die in das Extraordinarium verwieſenen 
Ausgaben, welche zur Aufrechthaltung der Kriegsbereit— 
ſchaft dienten und nicht einmalige Ausgaben ſeien, von 
dem Finanzminiſter ſo lange geleiſtet würden, bis über 
den neuen Grat Beſchlüſſe gefaßt worden ſeien.“ 

Bei unbefangener Erwägung dieſes Herganges wird 

man ſich der Auerkennung nicht verſchließen können, daß 
weder von der Regierung beabſichtigt, noch von dem 
Landtage erwartet iſt, die angeitrebie Umgeſtaltung des 
Heeres ſei nur eine temporäre Maßregel; im Gegentbeil 
it ſiets effen ausgeſprochen worden, daß dieſelbe im In⸗ 
tereſſe des Heeres und des Landes unabweis sar dauernd 
geboten ſei, und ihre definitive Regelung iſt dadurch auf⸗ 
gehalten worden, daß hierzu vom Landtage ein neues 
Geſeß für erforderlich erachtet wurde. Wie ſchon die 
vorerwätnte Reſolutton, in welcher der Weg zur Did» 
nung der Angelegenheit bezeichnet wird, dafür ſpricht, 
daß es nicht in der Abſicht des Abgeordnetenbauſes ges 
legen hat, die Beſeinigung der gegenwärtig beſtehenden 
Hleres-Einrichtungen vom 1. Januar 1862 ab zu ver⸗ 
langen, fo iſt noch mehr dadurch, daß die Steuerzuichläge 
von 25 Prozent bis 1. Jull 1862, alſo über das Eiaic⸗ 
lahr hinaus bewilligt worden find, unzweideutiz aner⸗ 
kaunt, daß der Landtag der Regierung die Mittel hat 
geuähren wellen, welche zur Beſtreitung der Koſten der 
neuen Heeregorgauiſation auch über den 1, Januar d. J. 
hinaus erforderlich waren, indem die erwähnen Steuer: 
zuſchläze allein zu dieſem Zwecke beanſprucht find. Dieſe 
Auffaſſung findet ferner ihre Beſtätigung in den Aeuße⸗ 
rungen der Kommiſſien für Finanzen und Zölle, welche 
in ihrem Berichte vom 19. Februar 1861, betreffend 
die auderweite Rezelung der Grundſteuer, ſich dahin 
ausſprach: 
„daß das Verlangen einer Mebr-Einnahme aus der 
Grunditeuer in dem mäßigen Umfange, wie es in der 
Vortage dargestellt, dur die Lage des Budgets, durch 
die allerſeus zugeſtandene Durchführung der all emeinen 
Weherflicht und durch die cbenjo unbeſtrittene Noibwen⸗ 
digkeit, die Kadres der Truppenkörper zu rerſtärken, 
völlig begründet ſei, wurde allgemein anerkannt.“ 

Das ſeit 12 Jahren beſtehende, durch die dire jährigen 
Glatevorlagen nunmehr abgeänderte Verfahren, nach 
welchem die geſetzliche Feſtſtellung des Staatehaushalts⸗ 
Eta s erſt gegen Mitte des Etatsſahres erfolgt, ließ übers 
dies der Regierung keine Wahl, op ſie die nicht in ein⸗ 
maligen Ausgaben beſtebenden Kosten der neuen Heros. 
Organiſatſon auch über den 1. Januar d. J. hinaus 
leiſten laſſen wolle oder nicht. Sie würde offenbar gegen 
das Juieteſſe des Landes und die Abſichten ſeiner Vers 
treter gehandelt haben, wenn fie die erwähnten Aug: 
gaben, weil die Bewilligung derielben formell noch nicht 
erfolgt war, eingeſtellt hätte, Denn darüber wird kaum 
eine Meinungeverſchiedenbeit beitchen können, daß es um» 
bedingt nothwendig iſt, das Beſtehende bis zur definuiren 
Ordnung der Ang legenheit zu erhalten. 

Die Staate-Regierung bat daher, wie bei geböriger 
Würdigung der Sachlage nicht verkannt werden kann, 
in dem guten Glauben gebaudelt, durch die fernere Auf- 
rechthaltung der neuen Armee Organisation nur eine ge⸗ 
gen das Land ihr obliegende unabereisbare Pllicht zu er⸗ 


füllen, ſie hat eine unbefangene ſachgemäße Beurtheilung 
ihres Verfahrens nicht zu ſcheuen, noch weniger aber be⸗ 
ſorgen können, daß die Bewilligung der erforderlichen 
Miitel Anſtand finden könnte. Denn in dem Umſtande, 
daß ein Geſetz über die Regelung der ArmeeOrganiſa⸗ 
tien noch nicht vereinbart iſt, kann unmöglich ein zurei⸗ 
chendes Motiv für die Verſagung der bezeichneten Aus⸗ 
gaben gefunden werden, um fo weniger, als der Landtag, 
welchem das von der Staats-Regierung beebachtete Ver⸗ 
fahren vollſtändig bekannt iſt, einen Widerſpruch dagegen 
ſeither nicht erheben hat, und die Regierung bei allen 
ihren bie herigen militairiſchen Einrichtungen undActienen, 
und auch bei der neueſten Rüſtung auf Veranlaſſung des 
Kurheſſiſcken Verfaſſungsſtreits ſich genau innerhalb der 
Grenze der Berechtigungen gehalten hat, welche auch die 
ſtrengſte Auslegung des Geſetzes vem 3. September 1814 
ihr unbedingt zugeſteht. 

Die Staats-Regierung hat ein Geſetz, die Wehrpflicht 
betreffend, zu Anfang d. J. dem Landtage vorgelegt, wel 
ches die Zuſtimmung des Herrenhauſes gefunden hat. 
Eine Beſchlußnahme des Abgeordnetenbauſes iſt wegen 
der erfolgten Auflöſung deſſelben nicht zu Stande ge⸗ 
kommen. In der gegenwärtigen Seſſien iſt eine ſolche 
Vorlage nur deshalb nicht gemacht worden, weil es, wie 
auch in der Thronrede angekündigt worden, die Abſicht 
war, die Dauer der Seſſion meglichſt abzukürzen und 
deshalb keine Vorlagen zu machen, bei welchen wichtige 
Principienfragen zur Erörterung kämen. Auch biergegen 
iſt von Seiien des Landtages keine Einrede erfolgt. Die 
Regierung wird indeß, wie fie hiermit auf das Beſtimm⸗ 
teſte erklärt, eine Geſetzes vorlage über die Wehrpflicht in 
der nächſten Winterſeſſion eindringen, und glaudt mit 
dieſer Erklärung die gegen die Bewilligung der Ausga- 
ben für die Armee-Reorganiſation erhobenen Bedenken 
um ſo mehr als beſeitigt anſehen zu dürfen, als ſie 
nach wie vor anerkennt, daß die zeitige Formation 
der Armee, inſoweit ſolche eine dauernde 
Erhöbung des Etats oder eine anderweitige 
geſetzliche Regelung der Dienſtverpflichtung 
erfordert, ſo lange als eine definitive nicht 
betrachtet werden kann, als da zu nicht die 
verfafiungsmäßige Zuſtimmung des Land- 
tags ertheilt fein wird, daß mithin durch die Be⸗ 
willigung des Etats für 1882 den künftigen Beſchlüſſen 
über die Wehrverfaſſung in keiner Weiſe präjudieirt wer⸗ 
den ſoll. Wenn die Commiſſion beſonders daran Anſtoß 
genommen hat, daß die Ausgaben far die Armee⸗Orga⸗ 
niſation im Ordinarium des Etats für 1862 ur ber 
fondere Motivirung in Anfag gebracht worden find, jo 
iſt überſehen worden, daß gleichzeitig mit dieſem Etat 
die Norelle zum Geſetze vom 3. September 1814 dem 
aufzelöſten Abgeordnetenhauſe vorgelegt war und ange» 
nommen werden konnte, daß eine gleichzeitige Feſiſtellung 
dieſes Gesetzes und des Etats ftatfinden werde. Eine 
gänzliche Umarbeitung dieſes Etats bis zum Zuſammen⸗ 
tritt des gegenwärtigen Abgeordnetenhauſes war bei der 
Kürze der Zeit nicht ausführbar. 


Sofern Werth darauf gelegt werden ſollte, die Aus⸗ 
gaben für die Heeres Organiſatſon in Uebereinſtimmung 
mit dem Vorgange des Jahres 1861, in das Extraerdi⸗ 
narium des Etats zu übertragen, wird die Siaats⸗Re⸗ 
gierung dem nicht entgegen ſein. 

Die Staats Regierung darf daran erinnern, daß ſie 
die Steuerzuſchläge, deren Forterhetung nach den frühe ⸗ 
ren Erklärungen bis zum Jahre 1865 in Aus ſicht ge» 
nemmen war, bereits mit dem 1. Juti d. J. aufgegeben, 
wodurch dem Lande eine bedeutende Steuer-Erleichterung 
im Betrage von 31 Millienen Thatern librlich gewährt 
wird, daß gleichwebl die vorliegenden Ciats mit keinem 
höbeten Oefieit apſcließen, als es bei Forterhebung der 
Sieuerzuſc lä ze der Fall war. Die erfreuliche, uicht vor⸗ 
berzuſchende Steigerung der Staats-Einnahmen und eine 
weſentliche Ermäßigung des Militair⸗Etats baben die 
Mittel geboten, den vorgedachten Ausfall zu übertragen. 
Es darf ferner hervorgehoben werden, daß bereits in die⸗ 
ſem Jahre eine frühere Eutlaſſung der Haſerven ſtattge⸗ 
funden bat und die Einberufung der Rekruten ſtatt am 
1. Octeber d. J. erſt in den erſten Monaten des nächſten 
Jihres geſceben wird. Auch dierdurch sit den kundge⸗ 
gebenen Wünſchen entgegeugekemmen und den Wehr 
pflichtigen eiue Erleichterung zu Theil geworden. Vs er- 
giebt ſich aber hi raus, daß eine Ermäßigung der Aus, 
gaben für die Hreres⸗Oiganiſation im Gut für 1962 


werden. 


nahme mit der 


7 


nicht mehr möglich iſt, weil ſchon jetzt bei der Infanterie 
nur zwei Jahrgänge ſich bei den Fahnen befinden. 


In Rückſicht auf die Finanzlaze des Staats kann die 
Genehmigung des Etats für 1862 nicht dem mindeſten 
Bedenken unterliegen. Es iſt vereits von dem Kommiſſa⸗ 
rius der Regierung in der Kommiſſton näher nachge. 
wieſen worden, daß für die Armee⸗Reorganiſation bis 
Ende des Jahres 1861 neben dem Steuerzuſchlage nicht 
nur kein extraordinairer Zuſchuß erforderlich geweſen, 
ſondern aus dieſer Zeit noch ein Uederſchuß von 858,000 


Thlrn. an den Staateſchatz abgeliefert iſt, und daß es 


für das laufende Jahr, obgleich der Etat mit einem 
Defieit von 3,385,000 Thlrn. apſchließt, eines Zaſchuſſes 
aus dem Staatsſchatze in Wirklichkeit nicht bedürfen wird, 
indem die Einnahmen ſich ſo günſtig geſtaltet haben, daß 
der vorerwähnte Betrag in Mehr Ueberſchüſſen über den 
Etat binaus feine vollſtändige Deckung finden wird. In 
der That hat die große Vorſicht, mit welcher bei Veran⸗ 
es da der Staats-Einnahmen zu Werke gegangen wird, 
eis dabin geführt, daß in der Wirklichkeit ſich erhebliche 
Mehr Ueberſchüſſe gegen den Etat ergeben haben. So 
namentlich 
für 1857 ..... 2,103,000 Thlr., 
„ 1858 . . 5,475,000 „ 
„. 1859 6,022,000 „ 
„ 3,867,000 „ 
„ e er BLIND 


Alſo in 5 Jahren . . . 20,164,000 Thlr. 
und im Durchſchnitt jährlich 4,033,000 „ 


Danach iſt anzunehmen, daß es auch für das Jahr 
1863 und weiter ertraordinairer Zuſchüſſe zur Deckung 
der etatsmäßigen Ausgaben, einſchließlich der Koſten der 
Armee ⸗Reorganiſation, nicht bedürfen wird, und daß die 
Annahme der Kommiſſton, es werde bis zum Jahre 1870 


Etat pro 1863. Während die Berechnung unter 
Einrechnung der Steuerzuſchläge einen Zuſſvußbedarf 
e „326,000 Thlr. 


3.180, „ 
4,146,000 Tylr. 


mithin weniger . 
und in gleicher Weiſe wird das Verhältniß in den fol- 
genden Jahren zu ſteben kommen, nicht zu gedenken, daß, 
wie vorhin gezeigt, Mehr⸗Ueberſ tüſſe vorausſichrlich regel⸗ 


mäßig wiederkehren und jeden Z ſchuß entbehrlich machen 


Die Staatsregierung iſt ſih bewußt daß ſie zur 
Verausgabung der Koſten der Armee 
der nachträglichen Zuſtimmung des Landtags ebenſo de 
darf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche vor geſetz⸗ 
licher Feſtſtellung des Etats geleiſtet find, und fie glaubt 
auf dieſe Zuſtimmung um ſo mehr mit Sicherbeit rech⸗ 
nen zu dürfen, als nachgewieſen iſt, daß die fraglichen 
Ausgaben nicht zu vermeiden waren und in gutem 
Glauben geleiſtet ſind, daß eine weitere Ermäßigung 
derſelben nicht thunlich iſt, und daß zu ihrer Deckung 
hinlängliche Mittel in den geſetzlich bewilligten Einnah⸗ 
men vorhanden ſind. 


Der Umitand, daß das Geſetz, durch welches die 
Wehrpflicht allgemein geregelt werden ſoll, nicht in der 
gegenwärtigen Seſſion, ſondern erit in der folzenden, 
alſo wenige Monate fpäter vorgelegt werden ſoll, kann 
es nicht rechtfertigen, durch Verſagung der nötbigen 
Mittel eine Situation zu erzeugen, welche geeignet iſt, 
die Ordnung im Staatshausbalte in der bedenklichſten 
Weiſe zu ſtören, die innere Verwaltung des Landes zum 
größten Nachrbeil der wichtigſten öffentlichen Jatereſſen 

u lähmen, und die Regierung dem Auslande gegenüber 
meine Lage zu bringen, welche ihr auch die Löſung der 
nach dieſer Richtung ihr obliegenden Aufgaben erſchwert. 
Die Staats⸗Regierung erkennt mit der Kommiſſion 
an, daß die Verfaſſung das Zuſtandekommen eines Etats 
eſezes unbedingt vorausfetzt. Wenn aber die Kommiſ⸗ 
on gleichwobl die Ablehnung der Ausgaben für die Re⸗ 
organiſation der Armee empfiehlt, und ſchon bis an die 
äußerſte Grenze zu geben glaubt, indem jie ſämmiliche 
zur Exiſtenz des Staats notbwendige Ausgaben bewillige 
und für das Heer nur die Summe, welche bis zum Jahre 
1860 ausgereicht babe, zugeſtebe, jo kann fie ſich darüber 
nicht iäuſchen, daß fie durch dieſe Vorſchläge das Zuſtande⸗ 
kommen eines Et usgeſſetzis unmöglich macht, weil fie. die 
Thaiſache gänzlich unbecückſchtigt läßt, daß die Ausgaben 
für 1862 großentbeils bereits geleiſtet ſind und in den 
Ken Monaten Erſparniſſe nicht mehr gemacht werden 
önnen. 


Indem die Staats⸗Regierung die ernſte Erwägung 
dieſer Erklärung dem hohen Hauſe empfiehlt und hier⸗ 
durch wiederholt, daß es ihr fern liegt, die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Abgeordnetenhauſes zu beeinträchtigen, 
indem ſie vielmehr ausdrücklich anerkennt, daz alle Aus⸗ 
gaben der Zustimmung des Landtags bedürfen und die 
Zuſicherung erneuert, daß ſie in der nächſten Seſſion das 
gewünſchte Gesetz über die Leiſtung der Wehrpflicht vor 
legen wird, kann ſie, in dem Bewußtſein, daß ſie nach 
Lage der Verhältniſſe im allgemeinen Staats- Jutereſſe 
nicht anders, als geicheben, verfahren konnte, der Beſchluß⸗ 
Berubigung entgegeniehen, welche die 
Ueberzeugung gewiſſenhafter Pflichterfüuung gewährt. 
Die Staats Regierung iſt ſich bewußt, durch thatſächliches 
Eutgegenkemmen ihr aufrichtiges Beſtreben an den Tag 
gelegt zu baden, eine Löſung der obſchwebenden Frage zu 
erleichtern; fie beharrt auch ferner in dieſer Gefinnung; 
aber fie darf auch nicht unterlaſſen, der Landes⸗Vertre⸗ 
tung die ganze Schwere der Birantwortung voc Augen 
zu ſtellen, welche auf einer Verſagung der nach Lage der 


Reorganiſation 


beren Jahren, 


Sache durchaus unentbehrlichen und nachweislich vor⸗ 
handenen Mittel ruhen würde. 

Die Rednerliſte wird verleſen, ſie giebt etwa 
50 Namen, die größere Hälfte derſelben gegen die Com 
miſſionsanträge eingezeichnet. Die Reihenfolge beginnt 
— abwechſelud gegen und für — wie folgt: v. Sybel, 
Waldeck, v. Gottberg, v. Carlowitz, v Vincke⸗Olbendorff, 
Virchow, v. Binde (Stargardt), v. Hoverbeck, v. Sänger, 
Gneiit, Graf Bethuſy Hue, v. Forckenbeck, Baier, Rupp, 
v. Bonin (Stolp) x. 

Abg. v. Sybel: Meine Herren, obwohl ich mit 
einem großen Theile Ihrer Commiſſtons⸗ Anträge ſchlech⸗ 
terdings nicht einverſtanden ſein kann, fühle ich mich 
doch verpflichtet, als Mitglied des Hauſes gegen einen 
ſolchen Standpunkt, wie wir eben vom Miniſtertiſche her 
baben geltend machen hören, feierlich auch meinerſeits 
Verwahrung einzulegen. (Bravo.) Es iſt nicht richtig, 
daß die königliche Regierung in dieſer großen Frage ſich 
im formellen Rechte befindet. Das formelle Recht iſt 
auf das Schreiendite verletzt worden durch die definitiven 
Erinnerungen des Jahres 1860, nachdem kurz zuoor die 
Landesvertretung in der ausdrücklichſten Weiſe nur einen 
proviſoriſchen Credit von 9 Millionen bewilligt batte. 
Ich bin nicht der Meinung des Commiſſions Berichtes, 
daß bei einer ganzen Reihe von Punkten materielle Ver- 
letzungen der Militär⸗Geſetzzebungen von 1814 und 1815 
vorhanden ſeien, ich werde dieſe meine Anſichten noch 
näher zu entwickeln ſuchen. Indeſſen ganz abgeſehen da ; 
von ſteht es doch feſt, daß die neue Organiſation unſe⸗ 
rer Armee an jenem Tage ihrer Geburt den Stempel 
der Ungeſetzlichkeit empfangen hat. Meine Herren! Als 
im Jahre 1860 die Landesvertretung jenen proviſoriſchen 
Credit bewilligte, damals hatte fie auch das Vertrauen, 
daß die königl. Regierung nach dieſem Votum verfahren 
würde. Die neue Reorganiſation giebt allerdings die 
Erleichterung für die Landwehr, und ich glaube, wir 
werden Urſache haben, in dieſer Richtung ihr und ihren 
Schöpfern dankbar zu ſein; — aber das eine erſte und 
letzte Wort: zweijährige Dienſtzeit, davon iſt bekanntlich 
in der neuen Reorganiſation nicht die Rede. In dieſer 
it ein characteriſtiſcher Punkt, daß die Landwehr erſten 
Aufgebots nicht ſofort mit in das Feld rücken ſoll, daß 
die Linie fo ſtark fein fell, um den erſten Stoß zu füh⸗ 
ren, den erſten Steß auszuhalten und dem Feinde zu⸗ 
rückzu geben, daß dagegen die Landwehr erſten Aufgebots 
als Reſerve zur Vertheidigung des vaterländiſchen Bo⸗ 
dens dienen ſoll. Fällt nun nicht ganz von ſelbſt jeder 
für die dreijährige Dienſtzeit entſcheidende Grund hin» 
weg? Heutigen Tages iſt es nicht möglich, daß eine Re⸗ 
gierung, und wäre ſie die mächtigſte der Welt, eine wich⸗ 
tige Stgatsſache durchſetzt, wenn der Verſtand, die Ueber⸗ 
zengung und das Gewiſſen des Volkes einmüthig ſein 
„Nein“ einlegt. Auch Sie werden das nicht durch '⸗ 
ſezen, was Sie bisher angeſtrebt baten; auch Sie 
werden zurückweſchen müſſen vor dieſem einfachen, 
in geſetzlicher Form ausgeſprochenen „Nein“ — — 
Wir ſind, Dank unſerer einſichtigen und redlichen Finanz⸗ 
verwaltung, in der Lage eines augenblidticy bevor- 
ſtehenden Bankerotts, aber die Uederzengung'geßt durch 
das ganze Land, daß bei der bisherigen Finanzwirth⸗ 
ſchaft in militäriſchen Verbältniſſen bei dem Wegfallen 
jedes Zügels und jeder Schranke wir auf dieſen Weg 
gelangen können, und je weiter vorwärts auf einem ſol 
chen Wege, deſto ſchwieriger iſt die Pe und beito 
ſtärker der Zuſammenſtoß, der bei einem ſolchen Hei⸗ 
lungsverſuch ſowohl die Finanzen, als die übrigen In⸗ 
ſtitutionen des Staates treffen muß! Deswegen ſcheint 
es mir jetzt unſere Pflicht, den Geſichtspunkt einer we⸗ 
ſentlich durchgreifenden Erſparniß auch jetzt dem Militär⸗ 
budget gegenüber geltend zu machen. Ich vermeide es, 
auf einzelne Details Ihres Commiſſions⸗ Berichtes in 
dieſer Beziehung einzugehen. Es kommt mir hier auf 
einzelne Differenzen auch nicht an, da ich in der Haupt⸗ 
ſache in dieſer Beziehung mit dem Commiſſionsberichte 
einverſtanden bin. Dagegen kann ich nicht glauben, daß 
es richtig verfahren iſt, wenn Ihre Kommiſſton mit eis 
nem Federſtriche beantragt, die geſammten Koſten der 
Reorganiſatiou abzuſetzen, und damit den Willen aus- 
zuſprechen, auf den Zuitand von 1859 oder 1860 zurück⸗ 
zukehren. Es iſt in dieſer Beziehung allerdings der 
pre poſitive Wille Ihrer Commiſſion nicht deutlich er⸗ 
tennbar. So beſtimmt und einfach der Antrag auch for ⸗ 
mulirt iſt, fo zeigt Ihnen der Bericht, daß zwei weſent⸗ 
lich verſchiedene Anſichten für den Moment ſich für die 
eine negative Anſicht vereinigt haben, welche, die eine 
auf Seite 19, die andere auf Seite 20 des Berichtes an⸗ 
gedeutet ſind. Nach der einen wäre die Anſicht die, daß 
dieſe Koſten definitiv abgeſetzt ſeien und bleiben, daß die 
Armee auf den Zuſtand vom Jahre 1859 veryarre, daß 
der jetzige Zuſtand zerbrochen und aufgelöſt, und jofort 
die Organiſation von 1860 wieder in das Leben geſetzt 
werden ſoll. Nach einer anderen Meinung wäre das 
Motiv des Antrages dieſes: Die Staatsregierung durch 
einen unwiderſteblichen Druck zu nöthigen, den jetzigen 
Zuſtand als unmöglich zu erkennen, und die von allen 
Seiten gewünſchte Geſetzesvorlage valdmöglichſt einzu⸗ 
bringen, wodurch ein neues Driztes herbeigeführt werden 
fell. Ich bekenne mich ebenfalls zu dieſer letzteren An⸗ 
ſicht, und würde es tief beklagen, wenn der Zuſtand von 
1859 in mititäriſcher Hinſicht wiederhergeſtellt und die 
allgemeine Weyrfähigkeit der Armee, wie in frü⸗ 
wieder verringert werden ſollte. 
Meine Herren, ſo viel ich von der Stimmung des Landes 
weiß, babe ich nicht den mindeſten Zweifel darüber, daß 
es eiuſtimmig eine durchgreifende Reform und Modifi⸗ 
kation des j’pigen Heerweſens begehrt, daß hier aber die 


eine Seite des j’gigen Zuſtandes liegt, die dem Lande 


werth geworden iſt, deren Zertrümmerung im Allgemei⸗ 
nen einen tiefen Kummer herbeiführen würde. In 
meinem Wahl» Bezirk war im Jahre 1859 die be- 
treffende Compagnie der Landwehr erſten Aufgebots, 250 
Mann ſtark, eingezogen, die Kommune hatte davon 242 
Famitien zu unterſtützen, und ich frage Sie, meine 
Herten, können Sie ſich vorſtellen, daß eine Kommune, 


die in ſolcher Lage ſich einmal befunden hat, Sehnſucht 


baben ſollte nach einem Zuſtande, worin derartige Er⸗ 
ſcheinungen die Regel bilden? Im Jahre 1814, als 
man aus der jungen Mannſchaft bis zum 25. Jahre 
höchſtens eine Armee von 200,000 Mann bilden keunte, 
eine Armee, die keinem Conflikt mit irgend einer Groß⸗ 
macht auch nur eine Campagne bindurch ge wachſen ge⸗ 
weſen wäre, zwang freitich die bittere Noib, die Land⸗ 
wehr erſten Aufzebotd wie die Linie zu verwenden; jept 
aber, wo dieſe Noth wegfällt, giebt es keine dringende re 
Pflicht für Regierung und Landesvertretung, als die Haus ⸗ 
väter, die die Stützen der Familien und Gemeinden, wie ich 
vorher ſagte, ſoviel als mögtich vom Kriegsdienſte fern zu 
balten, ihnen den Charakter der Reſerve zu bewahren, den 
ſie zu führen verpflichtet ſind, und den ſie, wie wir Alle 
wiſſen, im Noibfalle wohl Ehre machen werden, ſo aut, 
wie die Landwehren es im Jahre 1813 gethan haben. Wir 
haben, ſollte ich denken, bei der gegenwärtigen Weltlage 
alle Urſache, nicht auf Angriff, nicht auf Eroberung, 
wohl aber auf Sicherſtellung und auf eine feſte kriege⸗ 
riſche Haltung zu dringen. Ich kann nicht anerkennen, 
daß die Landwehr, wie ſie vom Jahre 1831 bis 1859 
organiſirt war, dieſen Anforderungen in Wahrheit ent⸗ 
ſprach. Unſere Landwehr hat in den Jahren 1813, 
1814, 1815 in der Blut- und Feuer Taufe gezeigt, was 
die preußiſchen Faͤuſte vermögen, wenn die preußiſchen 
Herzen im rechten Schlage gehen; aber laſſen ſie uns 
nicht vergeſſen, daß damals die preußiſche Landwehr ger 
bildet wurde ſieben Jahre nach der Kataſtrophe, bis zu 
welcher hin Preußen ein großes ſtehendes Heer von 
mehr als 200,000 Mann beſaß, daß aus dieſer Armee 
eine Fülle kriegsgeübter, gebildeter, gedienter Offiziere 
vorhanden war, welche dem im Jahre 1813 zuſammen⸗ 
tretenden Landwehr⸗Bataillone das militairiſche Knochen⸗ 
gerüſte und die organiſatoriſche Feſtigkeit verlieh. U ber ⸗ 
all, wo eine derartige Volksbewaffnung militairiſch wirk⸗ 
ſam geweſen iſt, erkennen Sie den Stamm und Stoff 
ſolcher Offizierkörper. In der Schweiz, deren Heeres⸗ 
Einrichtungen in den letzten Monaten jo häufig uns 
empfeblend genannt worden ſind, würde es immer erſt 
auf eine ernſtliche Probe, auf einen wirklichen Kampf 
mit einer großen ſtehenden Armee ankommen; was aber 
der Schweizeriſchen bis jetzt Konſiſtenz gegeren hat, iſt 
auch wieder der Umſtand, daß durch die fonit üble Sitte 
des auswärtigen Dienens der Schweiz Jahr für Jahr 
eine Menge kriegsgeübter, techniſch geſchulter Offiziere 
und Unteroffiziere zuſtrömte, die dann dieſer Armee von 
Bürgern, dieſem Volksbeere die nötbige militairiſche 
Haltung und Tüchtigkeit verliehen. Und jetzt in dieſem 
Augenblicke finden wir dieſelben Thatſachen jenſeits des 
Oceans beſtätigt. Ich bekenne, daß ich auch bier mit 
einigem Erſtaunen die Worte des Commiſſiens⸗Berich⸗ 
tes geleſen habe, daß Nichts in der Lage der auswärti⸗ 
gen Verhältniſſe für Preußen gegründete Bedenken erre⸗ 
gen könne, gegenwärtig die Koſten der neuen Organiſa⸗ 
tion abzuſetzen; daß es niemals ſeit 1816 eine Zeit ge⸗ 
geben habe, wo eine wirktiche Kriegsgefahr von dem 
Staate entfernter geweſen, als in dieſem Augenblick. 
Meine Herren! Im Sabre 1860, das iſt aller Orten 
anerkannt, da war die euxopäiſche Wettlage fo, daß die 
Landesvertretung mit gutem Grunde die Kriegede eit⸗ 
ſchaft bewilligen mußte. Das iſt wiederholt bier im 
Haufe ausgeſprochen, das iſt wiederbolt in Beſchlüſſen 
dieſes Hauſes niedergelegt worden. Wenn ich nun die 
beutige Weltlage mit der von 1860 vergleiche, meine 
Herren, wer wellte denn im Jahre 1860 Preußen an⸗ 
reifen, wer dachte denn irgendwie, mit direkten Feind⸗ 
eligkeiten heimzuſuchen? Der einzige wahrhaft gefähr- 
liche Gegner, den Preußen bätte haben können, war da⸗ 
mals, wie jetzt, erfült von Anerbieten der Freund- 
ſchaft und des Entgegenkommens, des Bündniſſes. 
Sonſt war damals in der Welt keine ſchwe⸗ 
bende politiſche Frage, die uns irgendwie auch nur 
indirekt berührte, als die ungeordnete Italieniſche. 
Dann endlich, meine Herren, werden wir hingewieſen 
auf die anbrechende Deutſche Einheit; dieſe, ſagt ihr 
Kommiſſions- Bericht, werde allein — werde aber auch 
ganz und gar Preußens auswärtige Sicherheit decken 
und uns die Laſten abnehmen, die bisher in verhältniß⸗ 
mäßiger Weiſe auf uns gedrückt haben. Ja, meine 
Herren, ich bin feſt davon überzeugt, der einzige Weg, 
der uns aus unſeren militairiſchen Nöthen und Beküm⸗ 
merniſſen gründlich herausführen kann, iſt die Löſung 
der Deuiſchen Frage. So lange Preugeu für ſich allein 
daſteht, wird es immerfort das Mißverſtändniß zwiſchen 
feinen materiellen Kräften und feiner mächtigen natio- 
nalen Aufgabe empfinden; — es wird immer in der 
Lage ſein, die Luft bald auf die eine, bald auf die andere 
Schulter zu nehmen, um hier eine Abhülfe und dort eine 


Erleichterung zu ſuchen. — Die Laſt aber wird immer 


größer ſein müſſen, als ſie bei normalen Zuſtänden 
denkbar iſt. Denn es iſt eben kein normater Zuſtand, 
daß Preußen in Mitten der Deuiſchen Territorien für 
ſich allein den Europäiſchen Stürmen gewachſen fein 
muß Aver um zu der erſehnten Einbeit zu gelangen, 
dazu giebt es feinen verkehrten Weg als die Entwaffnung, 
als die Desorganiſirung unſerer Armee. Wahrbaftig, 
nicht die Selpſtſtändigkeit unſerer Deurſchen Nachvarlande 
fol unſere Armee bedrohen; nichts wäre ıbörihter und 
frevelhafter als die Meinung, daß Deuiſchlands Eindeit 
durch die Waffen gemacht werden könnte. Uber nichts 
wäre auch verkebrter, als die Hoffnung, daß unſer Ein 
beitswerk nicht durch die Waffen geſtütt werden müſſe. 
Jit denn Jemand in dieſem boten Hauſe noch des find» 
lichen Glaubens, daß wir unſere Deuiſche nationale Kraft 
zufammenfaſſen und konſolidinen könnten, obne daß von 
Außen, ohne daß von dem eiferſüchtigen Europa ein 
mächtiges veto Dagegen eingelegt würde? Glauben Sie, 
daß in Wien, daß in Paris die auf unſer Hranwachſen 
eiferfüchtigen Regierungen es unterlaſſen würden, den 
Bildungs- Prozeß in Feiner Mitte zu untervrewen? Glau- 
ben Sie, daß das Ugerdörte ſich begeben würde — die 
Bildung einer neuen verdoppelt ſtarken Großmacht von 
nabe 40 Millionen, ohne daß die übrigen Großmächte 
ihr Wort und Schwert dazu gethan hätten? Meine 
Herren, wenn es ein Mittel giebt, um dieſen kriegeriſchen 


Eventualitäten zu entgeben, fo ift es eben nur das eine: 
Si vis pacem, para bellum! Nur wenn wir der Welt 
den Eindruck machen, daß wir im Notbhfalle bis an die 
Zähne geriet find, und daß unfere Rüſtung nicht bloß 
eine Rüftung von ungeſchullen Männern, ern daß 
fie eine militairiſch, organiſirte Macht iſt, nur dann haben 
wir Ausſicht, unſere nationale Wiedergeburt auch ohne 
Unterbrechung des Europäiſchen Friedens zu vollziehen. 

b haben meine Freunde und ich uns zu dieſem 
Antrage entſchloſſen, der Ihnen empfiehlt, nicht erſt auf 
die Geſetzes Verlage zu warten, um die notbwendigen 
Erſparungen zu vollziehen, ſendern dieſe Erſparniſſe 
fofert in dem Budget eintreten zu laſſen, und durch die 
Fortdauer des proviſoriſchen Charakters, durch die Auf; 
rechthallung des extraoldinairen Charakter der Budget. 
Bewilligung, der Königl. Regierung nach wie vor den 
Antrieb zu geben, daß ſie die Geſetzes⸗ Vorlage liefere 
und dadurch die Sache zur definitiven Regulirung bringe. 
Aus allen dieſen Gründen, meine Herren, empfehle ich 
Shnen die Annahme der von mir und meinen Freunden 
geſtellten Anträge. (Bravo! 

Abg. Dr. Waldeck geht zunächſt ebenfalls auf eine 
Widerlegung der von dem Finanzminiſter in der mini. 
ſteriellen Erklärung aufgeftellien Geſichtspunkte ein. Der 
Miniſter wolle die Sache auf eine Finanzfrage herab⸗ 
drücken. Er ftelle eine Geſetz svorlage in Ausſicht, aber habe 
nichts davon gefazt, daß er den Etat für 1863 einſtweilen 
urückziehen wolle; er verlange alſo, das Haus ſolle die · 
en ohne vorzängiges Geſetz bewilligen, und doch habe er 
heute ſelbſt die Nothwendigkeit des Geſetzes zugegeben. 
Man könne nichts bewilligen, ſo lange das in Ausſicht 
gegebene Geſetz noch nicht vorhanden. Wenn man im 
Giat die Pofitionen ſtreiche, die nicht auf geſetzmäßiger 
und verfaffungsmäßiger Grundlage ruhen, jo erfülle man 
nur eine nicht abzuweiſende Pflicht. Es gehe nicht, 
ewig zwiſchen Ja und Nein hinduichſchlüpfen zu wellen, 
das habe man drei Jahre getban, aber dieſe Pofirion ſei 
nicht mehr haltbar. Uebrigens ſeien die Mehrforderun⸗ 
gen für den Militair⸗Etat ſteis nur proviſoriſch vewilligt 
worden, die Regierung möge die Reorganiſation für des 
fluitiv gehalten baben, aber wie könne man zu ſagen 
wagen, daß das Abgeordnetenhaus zu der neuen Ein, 
richtung jemals fein Einverſtändniß gegeben habe? Wolle 
man j bt aus dieſen ungeſetzlichen Zuſtänden beraus, ſo 
würde das Haus ükel tbun mit Vorſchlägen dazu, viel ⸗ 
mehr ſei es Sache der Regierung, die Initiative zu er- 

reifen; ſo lange dies nicht geſcheben, bleibe für das 
Koseorsnetentans die einzige Möglichkeit, ſich auf den 
rein objeetiven und geſetzlichen Standpunkt zu ſtellen 
und die Poſitionen, welche die Probe der Geſetzlichkeit 
nicht ertrügen, A ſtreichen. (Braro) Wolle die Regie⸗ 
zung wirkliche Verbeſſerungen einführen, fo würde man 
ihr gern die Hand bieten, das erkläre er in feinem Na- 
men und könne es auch Namens feiner Partei. (Bravo.) 
Wenn nun der Finanzminiſter anzudeuten ſchiene, daß 
der Conflict durch die Schuld des Abgeordnetenbauſes 
entitanden, ſo ſei dies vollſtändig unbegründet. Die prin⸗ 
cipielle Schuld der Reaierung veſtehe darin, daß fie gegen 
den ausgeſprochenen Willen des Landes und gegen den 
wenigſtens indirect 9 Willen des 1 
netenbaues die neue Organiiation ats definitiv hinge- 
ſtellt habe. Denn wenn man neue Regimenter gründe, 
wenn man das Heer von 132,000 auf 210,000 Mann 
erhöhe, wenn man das Offiziercorps verdopple, dann 
mache man nicht vorübergehende Kriegebereüſchaft, dann 
bleibe uns nichts zu thun übrig, als zu ſtreichen. (Bravo.) 
Jede andere Stellung würde uns entwürdigen. (Unrutze 
zur Rechten.) Das wolle er beweiſen. Im abſeluten 
Staate härte man es nicht gewagt, in folder Weiſe mit 
der Armee⸗Reorganiſation vorzugehen; wenn man aber 
eine gefügige Volksvertretung habe, dann dürfe man es 
wagen. Auf der Volksvertretung liege die ganze Ver⸗ 
antwortung. Man wolle ewiß ein tüchtiges Heer, ein 
Heer, das nicht blos die ſetzige Stellung Preußens be- 
daupten könne, ſondern auch jene zukünftige, die Preußen 
in Deutſchland und Europa vorbebalten ſei, aber man 
wolle kein Soldatenheer. — Er wolle alſo ſofort in die 
eg tetfen Bedenken eintreten. Man verlange ſeitens 

r Regierung eine Mebr-Ausgabe von 10 Millionen, 
man ſtelle gegen einen Etat von früber 31 Mill. für die 
Zukunft etwa 30 Mill. in Ausſicht. Nun ſage man zwar, 
die Einnahmen, die Steuer⸗Erträge ſteigerten ſich und 
glaube damit genug geſagt zu haben. Aber das ſei ein 
euriofer finanzieller Standpunkt, die Steuererträge wüchſen, 
weil man zugiel brauche und weil die Steuern zu hoch 
binaufzeſchraubt würden. Der Grundſaß ſel falſch, daß 
das Geld, weil es einmal da ſei, auch ausgegeben werden 
müſſe. Und felle man im Ucb:igen, wenn in allen an 
dern Verwaltungszweizen ſoviel unbefriedizte Bedürf⸗ 
niſſe vorhanden wären, dieſelben hintanſetzen gegen eine 
Einrichtung, mit der Niemand im Lande zufrieden fei? 
Auf ſolche Conſequenzen könne man nicht eingehen. Die 
finanzielle Kraft reiche nicht hin, 50 Millionen für den 
Militaireiat zu beſchaffen. Die Erfahrungen, welche man 
angeführt, ſeien nur für den Augenblick berechnet, nur 
für den, der die Augen ſchließen welle, das könne man 
von dem Abgeerdnetenhauſe nicht verlangen, darauf könne 
es nicht eingehen. N 

Abg. v. Gott berg gegen den Commiſſtons- Antrag: 
Er ſtimme für die Reorganiſation, aber er behaupte, die 
Schwierigkeit der Löſung dieſer Frage verdanke man dem 
damaligen Miniſterium und dem damaligen Abgeordne⸗ 
tenbauſe, weiche dieſe Löſung nicht hätten hinausſchieben 
dürfen. Gegenwärtig ſei die Frage zu einer Cabinets 
frage, zu einer Verfaſſungsfrage geworden. Gegenwär- 
tig wolle das Haus die Frage benutzen, um das Mini⸗ 
m zu ſtürzen, es zur Entſcheidung zu bringen, ob 


as Ausgabebewilligungsrecht ſtärker ſei, als die Praro⸗ 


gative der Krone. Sollte es zu einem Confliet kommen, 

nun — Jahrhunderte lang hatten die Könige Preußens 

nach Pflicht und Gewiſſen regiert: er glaube, auch Se. 

Majeſtät werde die Regierung nach Pflicht und Gewiſſen 

und bewußt der Verantwortlichkeit nach oven zum Wohle 
es Landes führen. 


Abg. v. Carlowitz für den Commiſſions⸗Antrag.“ 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorff: Die Organiſation ſei 
hervorgerufen durch die eifrige Sorge für die Machtſtel⸗ 
lung Preußens. Leider ſei fie unter ungünſtigen Um⸗ 
ſtänden hervorgetreten, da nicht gleichzeitig Foriſchritte 
für den Ausbau der Verfaſſung gemacht worden ſeien. 
Er hätke ein Entgegenkommen der Regierung, nament⸗ 
lich gegen die Anträge Stavenhagens gewünſcht; dieſe 
Anträge entſprächen der Tüchtigkeit und Wehrkraft der 
Armee. Die bloße Negation der Commiſſion und das 
Zurückgehen auf 1859 ſei eine am grünen Tiſche 
ausgedachte Theorie, welche das Land in die höchſte Ge⸗ 
fahr vringen würde. 

Abg. Dr. Virchow: Es iſt in der That gegenwärtig 
dabin gekommen, daß es von dem guten Willen des 
weſtlichen Nachbars abhängt, ob Europa im Frieden 
bleiben ſolle oder nicht; ein böſer Traum deſſelben kann 
eine Veranlaſſung zu einer Mobilmachung ſein, aber 
jedenfalls iſt das nicht in dem Maße der Fall als früher. 
Wir ſehen, daß Frankreich in dieſem Augenblicke hinrei⸗ 
chend beſchäftigt iſt, daß es in feindliche Beziebungeu zu 
Deutſchland nicht treten kann. Dieſe Verhältniſſe können 
in keiner Weiſe zu einer Erhöhung der Armee führen. 
Wenn uns nun offiziell entgegengehalten wird, daß die 
Ausgaben in Preußen nicht dasjenige Maß erreichen, wie 
in England und Frankreich, ſo iſt das für mich kein 
Motiv; denn wir ſehen, daß dieſe Staaten durch die 
große Armee finanziell ruinirt ſind; und dies legt uns 
die ſchwere Pflicht auf, dafür zu ſorgen, daß unſer Staat 
nicht auf dieſelte abſchüſſige Bahn geführt werde. Es 
handelt ſich alſo darum, welche Stellung die Landesver⸗ 
tretung verfaſſungsmäßig der Regierung gegenüber ein⸗ 
zunehmen verpflichtet iſt, ich ſage „verpflichtet iſt“, denn 
es handelt ſich hier nicht um einen Standpunkt bloßer 
Laune und Oppoſitiensluſt. Handelte es ſich hier um 
irgend eine Gefahr, ſo würden wir berechtigt ſein, anders 
zu votiten; wenn das nicht der Fall iſt, müſſen wir vo⸗ 
tiren, wie die Geſetze und die Verfaſſung es von uns 
verlangen. Die Herren, welche bei der Budzelfrage einen 
Zwang auf die Regierung ausüben wollen, ſind im Un⸗ 
recht. Die dreijährige Dienſtzeit beſteht noch zu Recht 
und Jedermann muß ihr unterworfen werden; die Lan⸗ 
desvertretung hat nicht das Recht, durch das Budget be⸗ 
ſtehende Geſetzesbeſtimmungen unmöglich zu machen. — 
Meiner Anſicht nach beſteht die verfaſſungsmäßige 
Löſung des Conflicts in zwei Möglichkeiten. Einmal 
Auflöſung des Hauſes, andernfalls Abtreten des Mini⸗ 
ſteriums. Das iſt die verfaſſungsmäßige Löfung. Will 
das Minifterium weder auflöſen noch abtreten, jo kann 
es nur das Budget ändern und die Geſetzesverlage 
machen. Oder es kann um Indemnität bitten und gegen 
beſtimmte Zuſicherungen beſtimmte Summen verlangen. 

Kriezsminiſter v. Roon: Was ich zu ſagen habe, 
babe ich zu ſagen im Vollgefühl meiner Pflicht und 
meines Amtes, im Gefühl meiner Pflicht gegen Se. 
Majeſtät den König, gegen die Verfaſſung und die 
Armee, die meiner Fürſorge anvertraut iſt. Ich ver⸗ 
zichte auf jeden i Eindruck, den ich durch Wider- 
legung aller jener Ausführungen machen könnte, und 
NN nur LH Dinge van der Diecufion 2 
ſchleſſen ſehen, weil darüber Niemand mehr zweifelhaft 
iſt. Dazu gehört die Frage nach der Anvedinähigfeit der 
Reorganiſation. Niemand bezweifelt dieſe Zwedmähig« 
keit (Oh! Oh! zur Linken), Niemand von den Bethei⸗ 


e e eee 
„ wür e die Richtigkeit deſſelben nicht bezweifeln 
(Ohol) Als abſolvirt möchte ich blech eine unbene 
Frage betrachten, daß iſt die finanzielle Frage. Es kann 
nicht zweifelhaft fein, daß es weder wünſchenswerſh iſt, 
lange zu dienen, noch viel Geld dafür auszugeben. Es 
handelt ſich nur darum: iſt die lange Dienſtzeit Geſetz. 
oder nicht? Kann das Land die Koſten tragen oder 
nicht? Beide Fragen müſſen bejaht werden, (Wider 
ſpruch linke). Ich ſtehe in dieſer Auffaſſung nicht allein. 
Die ſtatiſtiſche Wiſſenſchaft hat wenigſtens das Gute, 
daß man aus ihren Refultaten erſehen kann, was ger 
leiſtet iſt und was in Zukunft geleiſtet werden kann. 
Die Herren kennen ja alle die Ihnen mitgetheilten 
Broſchüren des Geh. Raihs Engel; ich brauche deren 
Inhalt daher nicht in extenso zu wiederholen. Dag 
Land, welches in den Jahren 1816, 1817 und den fol⸗ 
genden Jahren die Laſten für die Armee aufbrachte, war 
ein armes, von den Angſtrengungen des vorangegange⸗ 
nen Krieges erſchöpftes, vom Feinde ausgeſogenes Land, 
und dieſes ſelbe Land ſtellte feine Kinder unter dreijäh⸗ 
rige Dienſtzeit und zahlte für die Erhaltung der Armee 
einen Jöberen Procentſag, als von Ihnen jetzt verlangt 
wird. Man ſpricht ſopiel von Ueberbürdung des Landes 
durch Steuern, auch in andern Debatten iſt vielfach davon, 
die Rede geweſen. Eine ſoche Behaupfung iſt für mich voll⸗ 
kemmen myſteriös, ich weiß nicht, was damit geſagt fein ſoll 
Man hat von politiſchen Bedenken geſprochen. Ich will 
gleich den Hauptgeſichtspunkt vorweßnehmen ; denn ich 
laſſe mich ſehr ungern auf polſtiſche Diskuſſionen ein. 
Es wird beſonders betont, die Regierung habe ihre ver⸗ 
faſſungsmäßigen Befugniſſe überſchritten, die neuen Mi⸗ 
liiareinrichtunzen fo zu ſagen ocreyrt. Das iſt eine 
Behauptung, deren Kühnheit nicht leicht ürertreffen wer · 
den kaun (Bewegung). Als im Zahre 185% der Reor⸗ 
ganiiarionsplan vorgelegt wurde, bandele es ſich um 
eine Geldforderung und ein Geſeß über die anderweitige 
Regelung der Dienſtpflicht. Das Geſetz kam nicht zu 
Stande, die Geldforderung wurde bewilligt, allerdings 
nur propiſoriſch. Es handelt ſich alſo um nichts, als 
um die Forderung der Regierung, um eine erhöhte Geld⸗ 
bewilligung; die können Sie ablehnen. Es fragt ſich 
nur, ob Sie das für vereindar halten mit Ihren Pflich⸗ 
ten gegen das Land. Wenn es ſich um das Bud et für 
1863 handelt, ſinde ich ec ganz in der Ordnung, daß 
fie zunächſt die Vorlage eines Geſees verlangen, aber 
für 1862 handelt es ſich um etwas ganz Anderes. Das 
Budget für 1862 iſt im guten Glauben aufgeſtellt, bie 
auf einen kleinen Reſt im guten Glauben verausgabt 


ligten (Aha! links). Wenn die Herren, welche meinen | 


worden. Wenn Sie der Regierung die Mittel zur Dek⸗ 
kung deſſelben entziehen, fo eniſteht für Sie die Frage: 
Leiſten wir damit dem Lande einen Dienft? Erfüllen 
wir damit unſere Pflicht? (Ja! Zar) So ſtimmen Sie 
in Gottes Namen wie Sie wollen; aber die ueverzeu⸗ 
gung nehmen Sie dann mit nach Haus, es werde Ih⸗ 
nen ſpäter vielleicht leid thun, daß Sie fo ſtaar am 
Rechtspunkt feſtgehalten haben. Schließlich bemerkt der 
Kriegsminiſter gegen den Abg. v. Sybel, daß wenn der 
Abg. für Bielefeld in deſſen Rede keine Logik gefunden 
babe, er ſeinerſeits dieſem Urtbeil nur belſkimnie. Der 
berbe Anfang babe in feiner Weiſe zu dem milderen 
Schluß gepaßt. Dann ſchloß der Kriegeminiſter mit fel 
gender perſönlichen Bemerkung: Ter Abg. für Crefeld 
hat meine politiſche Zuverläffigfeit in Zweifel gezogen. 
Wenn man mich pollitiſch für unzuverläſſig erachtet, jo 
bitte ich mir nachzuweiſen, wenn und wo das geſchehen. 
Bis dahin aber muß ich mir ſolche Inſinuationen ent⸗ 
ſchieden verbitten, (Großer Lärm.) 

Der Abg. General v. Pfuhl: Sehr wahrı, 

Der Präſident: Der Abg. v. Pfuhl hat nicht das Wort. 

Abg. v. Pfuhl: Die Herren aber auch nicht. 

Der Präſident: Wenn der Abg. v. Pfuhl nicht zu 
ſprechen aufhört, ſo muß ich ihn zur Ordnung rufen. 

Kriegsminifter: Ich gehe über dieſen Fall hinweg 
und ſchließe damit meinen Vortrag, indem ich mir eine 
Eutgegnung auf den Commiſſions bericht vorbehalte. 

Der Präſ. vertagt die Sitzung um 4 Uhr. Nächſte 
Sitzung: Morgen 9 Uhr. 


Berlin, 12. September. 
In der heutigen Sipung des Abgeordnetenhauſes erklärte 
der Finanzminiſter v. d. Heydt: Die Regierung habe 
nichts dagegen, wenn das Haus feine nachträgliche Zu- 
ſtimmung zu dem Militär- Budget pro 1862 in Form 
einer Indemnität gebe. 
— Es gebt auch heute das Gerücht, daß die Kammer 
aufgelöſt wird. 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, den 13. September. 


— Die Fregatte „Gefion“, welche nunmehr auf der 
hieſigen Rhede vollſtändig armirt und ausgerüſtet iſt, 
wird wabrſcheinlich am 17. d. Mts, von Sr. Kgl. Hoheit 
dem Prinz Admiral inipieirt werden. Im Gefolge des⸗ 
ſelben wird auch der General v. Rieben ſich befinden. 
Der Beſatzung der „Gefion“ ſellen laut Allerb. Kabinets⸗ 
Ordre noch 50 Matroſen J. Kl. aus der Seewehr und 
Handelsmarine hinzutreten, welche Zahl aber bis jetzt 
noch nicht erreicht iſt, gegenwärtig find: erſt 120 Schiffs. 
jungen und 50 ältere Matroſen an Bord. 

— Wie wir hören, wird das in Berlin gefertigte 
Denkmal für die bei dem Gefecht gegen die Riffpiraten 
in Tresforcas Gefallenen hier erwartet und ſoll von der 
Beſatzung der „Gefion“ bei der zunächſt nach dem 
Mitielmeer zu richtenden Fahrt feierlich in Gibraltar 
aufgeſtellt werden. 

— Das Königl. Trans portſchiff „Adler“ wird an der 
Kgl. Werft mit neuer Takelage verſchen und des Papillons 
am Deck enitleidet, an deſſen Stelle die Orange Platz 
finden ſollen. Das Schiff ſoll zunächſt nach England 
gehen, um bei der Ueberführung der dort gekauften 
Kriegsſchiffe verwendet zu werden. 

— Am 20. d. Mis. werden vom Kgl. Seebataillon 
per Compagnie ca. 50 Mann zur Reſerve entlaſſen und 
zum 1. October dieſe Vakanzen durch Erſatzmannſchaften 
wieder ausgefüllt. Desgleichen werden von der Königl. 
Werft⸗Diviſton ca. 90 Handwerker zur Reſerve entlaſſen. 

— Die Schrauben Corvette „Gazelle“ hat bereits 
Ordre erhalten, bierher zurückzulehren, um ſich für eine 
mehrjährige Expedition nach Ditafien zu complettiren 
und auszurüſten. Dieſelbe wird in kommender Woche 
hier erwartet und wird vor ihrer Wiederabreiſe noch, 
eine Schießübung bei Oxhoft abhalten. 

— ueber den ſehr befriedigenden Ausfall der Nach 
feier des Elbinger Sängerfeſtes iſt bereits frühe 
berichtet. Auch pecuniär iſt derſelbe ein guͤuſtiger zu nennen, 
indem 250 Thlr. eingegangen ſind, von denen nach Abzug 
der nicht geringen Koſten mit 110 Thlr. noch 140 Thlr. 
Ertrag blieben, die für den Zweck der künftigen Erbauung 
einer Sänger und zugleich Turnhalle einſtweilen 
untergebracht find. Die Koſten eines ſolchen Gebäudes 
iu dauerhafter und ſchöner Couſtruction find ſehr bedeutend; 
indeſſen die Turner find ihrerſeits auch Schon dafür thätig, 
die 100 Thlr. Ertrag von dem ſog nannten Flotteueoncerte 
für den „eiſernen Wilhelm“ dürften unter geänderten 
Umſtänden wohl mit allgemeinſter Zuſtimmung der Sänger, 
welche dabei mitwirkten, gleichfalls dem näheren und drin⸗ 
geuderen Bebürfuiffe gewidmet werden, und ſo iſt doch 
ſchon Einiges zum Zweck geſchehen. Die Sänger haben 
vor, wegen der allſeitigen Befriedigung durch jenes Concert, 
nächſtens noch ein zweites Concert zu veranſtalten, 
natürlich nicht mehr im Freien, ſondern im Circus, bald 
nachdem er den Turnern für ihre Produktion gedient haben 
wird. Ein neues Programm mit wohlgewählten Nummern, 
ein ſeſter ſichrer Sitz, auch bei ungüunſtigem Wetter zu 
benutzen, und vollends beſſere Akuſtik, beſonders für zartere 
und weniger ſtark beſetzte Geſangſtllcke geeigneter, alles 
dieſes wird gewiß auch dieſem Concert eine großarti 
Theilnahme in allen Kreiſen ſichern, 1 

— Herr Director Carré wird morgen auf dem kleinen 
Exercierplatze ein großes römiſches Kunſtweitrennen ver⸗ 
anſtalten. Das intereſſante Schauſpiel eines ſolchen wird 
zweifelsohne eine große Anziehungskraft auf das Püblicum 
ausüben und zwar um ſo mehr, als es nicht wiederholt 
werden ſoll. 0 

— In der am nächſten Dienftage ſtattfindenden Stadt⸗ 

Verordneten-Verſammlung wird, binſichtlich der Wahl eines 
neuen Oberbürgermeiſters berathon werden. 
— Bei der nächſter Tage zu Aachen ſtatt findenden 
General - Verſammlung ſämmtlicher katholiſcher Vereins 
Deutſchlands wird Hr. Profeſſor Br Martens aus 
Pelplin die hieſigen kacholiſchen Vereine vertreien. 


— Am nächſten Montag reiſt der Werkmeiſter der 
Steimig’ihen Fabrick, Hr. Ziegler, zur großen 
Induſtrie-Ausſtellung in London. Demſelben werden die 
Reiſemittel von einem Comitee bewilligt, welches ſich zu 
dem Zweck gebildet hatte, einem tüchtigen Handwerker 
die Mittel zu der für ihn ſo lehrreichen Reiſe durch 
Sammlungen zu verſchaffen. Hr. Ziegler wird von 
dem Inſtrumentenmacher-Gehülfen Hrn. Rohn, gegen⸗ 
wärtig im Geſchäft des Hrn. Meiſtereck in der Heil. 
Geiſtgaſſe, begleitet werden. Hr. Rohn erhält zu dieſer 
Reiſe 150 Thlr. von ſeinem Vater, einem Orgelbauer 
in Wormditt. 

— Als Abgeordneter der hieſigen Lebrervereine für die 
am 25. d. M. zu Marienburg ſtattfindende General 
Lehrer⸗Verſammlung iſt der Lehrer Hr. Gohr und als 
deſſen Stellvertreter der Lehrer Hr. Bonk gewählt. 

Elbing. In der Nacht vom 9. zum 10. d. M. 
gerieth der bei Rothebude (Elbing) liegende ſtädtiſche Pferde 
Bagger in Brand und griff das Feuer ſo ſchuell um ſich, 
daß der Bagger nach kurzer Zeit größtentheils von den 
Flammen verzehrt war; ebenſo verbrannten zwei auf dem⸗ 
ſelben ſtehende Pferde, auch trug der dort ſich befindende 
Aufſeher nicht unerhebliche Brandwunden davon. 

— Das in der hiefigen Maſchinenbau-Auſtalt von Ham- 
bruch, Vellbaum u. Comp. erbaute große eiſerne Dampf⸗ 

ſchiff „Phönix“ zu Fahrten auf dem Rhein beſtimmt, ging 
im Anfang voriger Woche von hier aus. Nachdem daſſelbe 
in Königsberg Ladung eingenommen, hat es feine Probe 
fahrt nach Amſterdam angetreten. 

— Am 18. und 19. d. M. wird in der Nähe von 
Elbing an der Schillingsbrücke ein Vieh-, Fohlen und 
Pferdemarkt ſtatifinden. Schon jetzt werden die großartig⸗ 
ſten Vorbereitungen getroffen und wird vorausſichtlich der⸗ 
ſelbe den vorjährigen, welcher mit über 3000 Stück Vieh 
beſchickt wurde, weit übertreffen. 

— Dem Kreisphyſikus Herru Dr. Stechern zu Elbing 
iſt die ſilberne Impfmedaille verliehen worden. 


Gerichtszeitung. 


Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

[Störung des öffentlichen Gottesdienſtes.] 
Während der Herr Pfarrer Juretſchke am Sonntag, 
den 25. Mai d. J., in der Brigittenkirche mit den Kin- 
dern der Gemeinde eine Katechiſation hielt, erſchienen 
zwei Menſchen in derſelben, welche ſich in höchſt auf⸗ 
fallender Weiſe benahmen. Der eine derſelben fiel vor 
den Kindern nieder, der andere hielt laute Selbſtgeſpräche, 
ſo daß beide den kirchlichen Frieden ſtörten. Der Herr 
Pfarrer veranlaßte deßbalb den Küſter Ruttkowski, die 
beiden Leute ausder Kirche zu entfernen, was denn auch ge= 
ſchah. Als der Herr Pfarrer nach Beendigung des 
Gottesdienſtes nach Hauſe ging, lauerte ihn der eine 
der beiden Friedensſtörer auf und rief ihm zu: „Sie, 
wunderlicher Mann, wie können Sie mich aus der 
Kirche weiſen laſſen? — Bin ich nicht fo gut ein Katholit 
wie Sie? Der Herr Pfarrer achtete nicht auf die In⸗ 
ſultatſon, ſondern begab ſich ruhig in feine Wohnung. 
Aber auch noch in dieſer wurde er verfolgt. Der Hohn⸗ 
neckende riß fortwährend au der Hausklingel des Herru 
Pfarrers und verlangte dieſen zu ſprechen, indeſſen auch 
ſein Cemplice herkeikam und ein Gleiches that. Beide 
mußten, damit fie Raiſon lernten, arretirt werden. 
Geſtern befanden ſie ſich auf der Anklagebank. Der 
Eiſte, ein Maurergeſell und katholiſcher Religion, 
Namens Joſeph Wißnewski, bekaunteganz offen, daß 
der Inhalt der Anklage richtig ſei. Der Herr Vorſitzende 
fragte ihn, warum er denn den würdigen Hertu Pfarrer 
fo beſeidigt habe. — Nur deßhalb, weil der Herr Pfarrer 
auf die Lutheriſchen fo ſeht geſchimpft habe, antwortete 
er. Auf die hicrauf an den Angeklagten g richtete Frage, 
wie er denn dazu käme, das übel zu nehmen, da er doch 
ſelbſt Katholik ſei, antwortete er miteinigen unverſtändlichen 
Redentarten und ſuchte fein ganzes Benehmen mit einer 
ſinnleſen Betrunkenheit zu entſchuldigen. Der zweite 
Angeklagte, ein auf der linken Seite gelähmter Menſch, 
ſeines Zeichens ein Bettler, auch ſchon wegen Bettelei 
beſtraft, und gleichfalls katholiſcher Religion, Namens 
Eduard Auguſt Buchnau, hatte ebenfalls leine erheb⸗ 
lichen Einwendungen und gab Betrunfenheit als Grund 
der kirchlichen Ruheſtörung an. Beide Angeklagte ſchie⸗ 
nen auch auf der Anklagebank Etwas im Kopf zu haben. 
Nachdem der Herr Pfarrer Jureiſchte als Zuge vers 
nommen und feſtgeſtellt worden war, daß die Katechiſa⸗ 
tien zum öffentlichen Gottes dienſt der katholiſchen Kirche 
gehöre, wurde jeder der Angeklagten, dem Antrag des 
Herrn Staatsanwalt gemäß, zu einer Gefäugnißſtrafe 
von 4 Wochen verurtheilt. Daß fie Strafe ver 
dient hatten, ſchien Beiden einleuchtend zu ſein; doch 
batten ſie jedenfalls geglaubt, mit einem geringeren 
Maß daron zu kemmen. Denn während ſie, ſcheinbar 
böd ſt erſtaunt über das Urtheil, die Anklagebank und 
den Gerichtssaal verließen, riefen fie fortwährend in 
allen Tonarten: Das iſt zu viel! das iſt zu wicht — 
Wir müſſen appeliren. 


Meteorologifche Beobachtungen. 
12] 4] 356,23 


+ 12.8 [R. mäßig, hell u. wellig. 

13] 8 340,07 95 [Weſtl. ſtill, bell u. yon. 
12] 339,83 14,2 [Still, bewölkt. 
Producten⸗ Berichte. 


Börſen-Verkäufe zu Danzig vom 13. Septbr. 

Umfaß an heutiger Börfe: 

Weizen, 110 Laſt, 131. 32 pfd. fl. 500; 130pfd. fl. 545; 
130.317 fo. fl. 550; 13 lpfd. fl. 560. 

Rongen, 125 u. 127 ft. fl. 345 pr. 125 pfd.; Stpfe. 27116. 
f. 342 pr. 8 vid. Counciſf. 

Erbien fi. 324, 336, 

Raps und Aocet fl. 735 pr. Gonnoifi. 


Ines == GARRE, 


Sonntag, den 14. September, 
Nachmittags 4 Uhr, 


ein großes Römiſches 
Kunſt Wettrennen 


auf dem kleinen Exercierplatze. 
Abends: Große Vorſtellung im Circus. 
Zum Schluß: 
Fra Diavolo, 


oder: 
Das Gaſthans zu Terracina. 
Das Nähere die Zettel. 
Dienſtag, den 16. September, 


unwiderruflich letzte Vorſtellung. 


Se unzähl'g geprieſene Mittel man auch für das 
Ausfallen und Ergrauen der Haare oder auch 
Kahlköpſigkeit angewendet, hat ſich doch noch Keines derart 
bewähren wollen, wie die neue Erfindung des vege⸗ 
tabiliſchen Kräuterhaarbalſams Esprit des chevenx 
von Hutter & Co. in Berlin, Niederlage bei 
J. L. Preuss in Danzig, Portechaiſengaſſe 3, 
welcher durch feine heilkräftige Wirkſamkeit, die Kahl⸗ 
rg 3 oo — junge Haar derart kräftigt, 
aß es bei fortgeſetzter Anwendung üppiger wä 
als das über geen ee e 
w. Wohlgeboren! Ihrem ausgezeichneten 
bPaarbalſam habe ich ein neues 1 — 
zi verdanken, weßhalb ich um nochmalige 
— Zufendung ron 1 Flaſche à 1 Thaler 
ergebenſt bitte 
Bremen, den 31. Juli 1862. 
Capitain Gitbrich. gg 
— seiner fchreikt Hr. Nei zu Flatow: 
13937 Judem ich Ihnen öſſentlich meinen Dank 
für die vortreffliche Wirkſamkeit Ihres 
BEE Esprit des cheveux abſtatte, erſuche ich 
N Sie, meinem Bruder ebenfalls 3 Flaſchen 
1 Tylr. gefäfligſt zuſenden zu wollen. 
Gelegentlich einer Nachbeſtellung äußert 
iich Herr Hraft in ans a 
Eo. Wehlyeboren! Man pflegt zu fagen, 
jedes Mittel empfiehlt ſich ſelbſt; ſo iſt es 
auch bei Ihrem Balſam der Fall, deſſen 
Wirkſamkeit meine vollkommene Anerkennung 
eertient. Ich habe nach 4 Flaſchen à 1 Thlr. 
bObres Esprit des cheveux einen kräftigen 
bdarwuchs erhalten, und erſuche Sie, mir 
we ch 2 Flaſchen baldigſt überſenden zu wollen. 


Bahnpreiſe zu Danzig am 13. Septbr.; 
Weizen 125—13 U vpfd. friſch bunt 85—91 Sgr. 
126—130pfd. glaſig 86-924 Sgr. 
131133) pfd. hochbt. 935 — 99 Sgr. 
Roggen friſch: 117pfd. 53 Sgr. pr. 125pfd. 
120pfd. 55 Sar. do. 
I2öpfd. 57-577 Sgr. do. 
Erbſen weiße Koch. 55—57 Sgr. 
do. Butter 52-54 Sgr. 
Gerſte 106— 112 pfd. kleine 43—46} Sgr. 
107 —118pfd. große 45—53 Sgr. 
Hafer 65.—80pfd. 25—28.29 Sgr. 
Spiritus Thlr. 17. 


Angekommene Fremde. 


Im Engliſchen Haufe: 
Kgl. Kammerherr u. Mitglied d. Herrenbauſes Graf 
Kayſerling a. Schloß Neuſtadt. Rittergutsbeſ. Freiherr 
v. Nordeck n. Fam. a. Burg Hemmerich u. Bieber aus 
Meino. Gymnaſiaſt Frhr. v. Plettenberg a. Duisburg. 
Gutsbeſ. Chales de Beaulier a. Graudenz u. Domainen. 
pächter Chales de Beaulier a. Kunterſtein. Fabrikbeſ. 
Schichau a. Elbing. Kaufl. Thurn a. Pforzheim, Zacha⸗ 
rias a. Königsberg, Bärwald n. Fam a. Dresden und 
Jung a. Dahl. Opernſänger Louis Fiſcher » Achten aus 
Graz. Frau Rittergutebeſ. Weißenborn n. Fam. aus 
Greifswalde. Frau Apotheker Schwarz a. Berlin. 
Hotel de Berlin: 
Rittergutsbeſitzer Baron v. Rösfeldt a. Levenom. 
Hütten⸗Direct. Schultz a. Oldenburg. Kaufm. Engelcke 
a. Stettin. 
Walter's Hotel: 
Rittergutsbeſ. v. Krehne a. Quarczenko. Ober -Poſt⸗ 
Secret. Secfiſch a. Berlin. Avothekec Knigge n. Fam. 
a. Tiegenhof. Fabrikbeſ. Albonico a. Greifswald. Kaufl. 
Frank a. Stolp, Freundſtück a. Elbiug und Hilſcher 


a. Walſchau. 
Hotel d' Oliva: 5 
Kaufl. Scholin a. Breslau, Eckſtein a. Stettin, Arndt 
a. Königsberg, Geyer a. Berlin, Schwarz a. Magdeburg 
u. Franz a. Bromberg. 
Hotel de Thorn: 
Apotheker Leiſtikow a. Marienburg. Buchhändler 
Mühl a. Kiel. Rentier Nelſon a. Görlitz. Gutsbeſ. 
Stöhnke a. Mecklenburg u. Zimdars n. Gem. a. Gogo⸗ 
lewo. Kaufl. Heyſer a. Mühlbauſen, Stillert a. Breslau, 
Heydorn a. Berlin u. Wollermann a. Stargardt. 


Stadt- Theater zu Danzig. 


Sonntag, den 14. Septbr. (Exöffnungs⸗Vorſtellung.) 


Die Hugenotten. Große Oper in 5 Acten 
ron Meyerveer. 
Montag, den 15. Septbr. Don Carlos. Drama- 
uſches Gedicht in 5 Acten von Schiller. 
Aufang 64 Uhr. 

5 Die Direction. 


2 
100 Stk. 1 tir., welche zwar ſchlecht ausſieht, 
aber ausgezeichnet gut iſt, empfiehlt 
Max Dannemann, 
Heil. Geiſtgaſſe 31 u. 2. Damm 7. 


Die beliebte 1 Pf.⸗Cigarre, 


Einige /, % und / 
Preußische Lotterie⸗ 
Looſe, ſowie Antheile zu 

1. 2, 3, 4 und 5 Tylr. babe 
h noch billigſtens abzulaſſen. 


G. A. Kaselow, 
gr. Oderſtraße No. 8. 


—— ̃ ̃ v—— — —.— ———ͤ— — ͤ —2.—j —-——U G ͤ335——ũ g.! 11331. 1 


Dentifrice universel, 
den heftigſten örtlichen oder rheumatiſchen Zahnſchmerz 
ſofort zu vertreiben. Preis à Flacon mit Gebrauchs- 
Anweiſung 5 Sgr. 

Alleinige Niederlage für Danzig bei 
J. L. Preuss, Pertechaiſengaſſe 3. 


Stettin. 


Einladung 
zur 
Begründung eines Allgemeinen Begräbniss - Kassen- Vereins 


7 zum Anſchluſt an die 4 N 
Allgemeine Renten., Capital- und Lebens- Versicherungs- Bank 
Teutonia in Leipzig 
Die Beträge werden nach den Tarifen dieſer Anſtalt erhoben; ſie betragen für jede 10 Thaler 


Begräbniſtgeld, wenn die Perlen alt iſt: 
2 Jahre 5 Sgr. 5 Pf. jährlich. 40 Jahre 0 Sgr. 0 Pf. jährlich. 
5 5 7 


7 7. " 2 45 „ 11 „ 
30 " 7 7. 5 . " 50 ” 14 & = ix 5 n 
989 9 „8 ., e 


[23 6 „ ” [2 " 
Specielle ärztliche Zeugniſſe werden nicht erfordert. Koſten find nicht zu tragen und die Aus zahlung 
der verſicherten Summen erfolgt in allen Fällen ohne jede Verkümmerung. \ 
10 Thlr. iſt die niedrigſte Verſicherungs-Summe und werten größere von 30, 50, 100 Thlr. und 
mehr angenommen, wenn ſich nur jedesmal mindeſtens LO Perſonen mit gleicher Ver ſicherungs⸗Summe melden. 
Aumeltungen von Perſenen jedes Alters vom 5. bis zum 65. Lebensjahre, welche binnen 14 Tagen 
und ſräteſteng bis zum 6. October erbeten werden, nehmen die unterzeichneten Agenten eutgegen, auch 
ertheilen dieſelben bereuwilliaſt jede gewünſchte Auskunft in dieſer Angelegenheit. 
Danzig, den 12. September 1862. 
C. I. Hampe, Ketterhageſche Gaſſe 7., 
Rudolph Hasse, Breit: Gaſſe 17. 
Jacobi, Königl. Oberjörſter a. D., Heil. Geiſt Gaſſe 49, 
Albert Reimer in Elbing, Waſſer⸗Straße 24, 
Fr. Rohler in Pelplin und 
der General-Agent der Teutonia 


F. W. Liebert, Verſt. Graben 40. ». 


Berantwortliche Nedakuon, Drud und Berlag von Edwin Groening in Danzig. 


